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J. Perſonalien. 


Seine Majeſtät der König haben Aller⸗ 
gnädigſt geruht, 
den Über - Regierungsrat Dr. Georg 
Franke zum Geheimen Regierungsrat 
und vortragenden Rat im Miniſterium 
für Handel und Gewerbe, 
den bisherigen Gewerberat Karl Müller 
in Minden zum Regierungs- und Ge⸗ 
werberat und 
den Oberlehrer Profeſſor Richard Kaiſer 
an den vereinigten Maſchinenbauſchulen 
in Dortmund zum Maſchinenbauſchul⸗ 
direktor 
zu ernennen, ſowie 


den Fabrikbeſitzern Emil Colsman in 
Langenberg, Kreis Mettmann, Auguſt 
Ventzki in Graudenz, Louis Holz— 
weißig in Eilenburg, Kreis Delitzſch, 
und Georg Roſenzweig in Caſſel 
den Charakter als Kommerzienrat 


zu verleihen. 


Dem Gerichtsaſſeſſor Dr. Hermann 
Schulz iſt vom 1. Juli d. J. ab das Amt 
des zweiten Staatskommiſſars bei der Börſe 
in Berlin kommiſſariſch übertragen worden. 


Dem Regierungs- und Gewerberate 
Müller in Minden iſt die etatsmäßige 
Stelle eines gewerbetechniſchen Rats bei der 
Regierung in Minden verliehen worden. 
Gleichzeitig iſt er zum Aufſichtsbeamten im 
Sinne des § 139 b der Gewerbeordnung für 
den Bezirk dieſer Regierung beſtellt worden. 


Der Gewerbeaſſeſſor Ernſt Schmitt in 
Aachen iſt zum Gewerbeinſpektor ernannt 
und mit der Verwaltung der Gewerbe— 
inſpektion Aachen J betraut worden. 


Es ſind ernannt worden: 


der Regierungsrat Dr. Rang in Coblenz 
zum Vorſitzenden des Schiedsgerichts 
für Arbeiterverſicherung Regierungs- 
bezirk Coblenz, 

der Regierungsrat Pohle in Düſſeldorf 
zum ſtellvertretenden Vorſitzenden des 
Schiedsgerichts für Arbeiterverſicherung 
Regierungsbezirk Düſſeldorf und 

der Regierungsrat von Gersdorff in 
Liegnitz vom 1. Auguſt d. Is. ab zum 
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Vorſitzenden des Schiedsgerichts für vereinigten Maſchinenbauſchulen in Dortmund 
Arbeiterverſicherung Regierungsbezirk übertragen worden. 

Liegnitz. Zum gleichen Zeitpunkte iſt 
der Regierungsrat Dr. Andritzky in 


1 En Zu Oberlehrern an höheren Maſchinen— 
Liegnitz von dieſem Amt entbunden 8 ) 55h '9 


banſchulen find ernannt worden: 


an der Regierungsbaumeiſter Fritz Grune— 
wald in Aachen und 
Dem Maſchinenbauſchuldirektor Profeſſor der Lehrer, Diplom-Ingenieur Mayr in 
Kaiſer iſt die Stelle des Direktors der Stettin. 


— ᷑—u—v— 8 
III. Handels⸗Angelegeuheiten. 


1. Handelsvertretungen. 


Betr. Handelskammer in Sagau. 


Beſtimmung, 
betreffend die Erweiterung des Bezirks der Handelskammer in Sagan. 


: 5 i : 3 2 24. 187 
Auf Grund des $ 2 des Geſetzes über die Handelskammern vom eit Februar 1870 . 


19. Auguſt 1897 
ſtimme ich folgendes: 

1. Der die Kreiſe Sagan, Sprottau und Freyſtadt umfaſſende Bezirk der Handels⸗ 
kammer in Sagan wird auf die Kreiſe Glogau und Grünberg ausgedehnt. Die 
Zahl der Mitglieder wird auf 30 erhöht. 

Die Kreiſe Glogau und Grünberg bilden eigene Wahlbezirke, von denen 
Glogau 8 und Grünberg 7 Mitglieder wählt. 

2. Die Wahlen für die Kreiſe Glogau und Grünberg erfolgen nach den Be⸗ 
ſtimmungen der 88 1—7 des unter dem heutigen Tage von mir genehmigten 
Statuts der Handelskammer zu Sagan vom 25. Mai 1905. Die Vorbereitung 
der Wahlen ($ 11 des Geſetzes) und die Ernennung der Wahlkommiſſare (8 12 
a. a. O.) erfolgt durch den Regierungspräſidenten in Liegnitz. 


Berlin, den 5. Juli 1905. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
IIa 2905. Möller. 


2. Handelsverkehr. 
Betr. Statiſtiſches Warenverzeichuis. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 11. Juli 1905. 

Das Inkrafttreten des neuen Zolltarifes am 1. März 1906 macht die Aufſtellung 
eines neuen Statiſtiſchen Warenverzeichniſſes zu dieſem Termine notwendig. Ein ſolches 
iſt im Kaiſerlichen Statiſtiſchen Amt im Entwurfe fertig geſtellt worden. Dem Entwurf 
iſt als Anlage A das Verzeichnis der Maſſengüter und als Anlage B das Verzeichnis der 
Länder der Herkunft und der Beſtimmung beigefügt. 

Das Warenverzeichnis ſchließt ſich der Nummernfolge des Zolltarifes an. Die Zoll⸗ 
tarifnummern werden künftighin zugleich die ſtatiſtiſchen Nummern abgeben. Inſoweit die 
einzelnen Zolltarifſtellen Unterabteilungen aufweiſen, ſind fie für die Zwecke der ſtatiſti⸗ 
ſchen Anſchreibung beſonders kenntlich gemacht. Hierfür iſt, ebenſo wie für die aus 
ſtatiſtiſchen Gründen erforderliche weitere Zerlegung der Zolltarifſtellen, die Buchſtabenfolge 
vorgeſehen worden. In der äußeren Einrichtung ſchließt ſich der Entwurf an das zur 
Zeit gültige Statiſtiſche Warenverzeichnis an. In einer beſonderen Spalte iſt auf die 
Nummern hingewieſen, unter denen die Waren nach dem derzeitigen Warenverzeichnis in 
den ſtatiſtiſchen Veröffentlichungen und Tabellen aufgeführt werden. Es ſoll dadurch ein 
ungefähres Bild über den Inhalt und den Umfang der neuen Warengruppe ermöglicht 
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werden. Dieſe Spalte iſt lediglich nachrichtlich und nicht für die Aufnahme in das end- 
gültige Warenverzeichnis beſtimmt. Behufs leichterer Feſtſtellung der ſtatiſtiſchen Nummern 
und zur richtigen Anwendung des Statiſtiſchen Warenverzeichniſſes ſowohl ſeitens der An⸗ 
meldeſtellen als der Anmeldepflichtigen iſt ein alphabetiſches Verzeichnis in Ausſicht ge- 
nommen, das die einzelnen Waren nach ihren im Handel und ſonſt üblichen Benennungen 
unter Angabe der ſtatiſtiſchen Rummer aufführt. Seine Aufſtellung kann jedoch erſt nach 
Feſtſtellung des amtlichen und des ſtatiſtiſchen Warenverzeichniſſes erfolgen. 

In das Maſſengüterverzeichnis (Anlage A) find in der Hauptſache diejenigen Waren 
und Warengruppen wieder aufgenommen worden, die bisher ſchon als Maſſengüter be⸗ 
handelt worden ſind. Neu aufgenommene Waren und die durch den Zolltarif bedingten 
Anderungen ſind durch den Druck kenntlich gemacht. 

Das Verzeichnis der Länder der Herkunft und der Beſtimmung (Aulage B) wird als 
Anlage zum Statiſtiſchen Warenverzeichnis in Handelskreiſen erwünſcht fein. Much dieſes 
Verzeichnis ſchließt ſich an das bisherige an. Von größeren Anderungen der zurzeit 
dargeſtellten Wirtſchaftsgebiete konnte um ſo mehr abgeſehen werden, als ſchon im Laufe 
der Jahre den Veränderungen genügend Rechnung getragen worden iſt. Inſoweit jetzt 
ſolche vorgeſchlagen werden, ſind ſie durch den Druck hervorgehoben. 

Abdrücke des Verzeichniſſes ſtehen den geſetzlichen Handels- und ſonſtigen Inter⸗ 
eſſentenvertretungen beim Kaiſerlichen Statiſtiſchen Amt in Berlin W. 10, Lützowufer 6/8, 
unentgeltlich zur Verfügung. 

Der Entwurf enthält einſchließlich der Unterabteilungen rund 1900 Nummern gegen 
1200 Nummern des bisherigen Statiſtiſchen Warenverzeichniſſes. Mit Rückſicht hierauf, 
ſowie im Hinblick auf die größere Spezialiſierung des neuen Zolltarifs dürfte für die 
Statiſtik ein Bedürfnis, noch mehr Unterabteilungen, als der Entwurf vorſieht, zu ſchaffen, 
im allgemeinen nicht vorliegen. 

Ich ſtelle Ihnen anheim, etwaige Wünſche auf Abänderung oder Ergänzung des 
Verzeichniſſes bis zum 20. Auguſt hierher mitzuteilen. - 


Im Auftrage. 
IIb 6161. von der Hagen. 


An die geſetzlichen Handelsvertretungen und den Handelstag. 


3. Schiffahrtsangelegenheiten. 


Betr. Kohlenansfuhr aus chineſiſchen Häfen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
. Berlin W. 66, den 3. Juli 1905. 

Die chineſiſche Regierung hat angeordnet, daß für die Dauer des Krieges Kohlen 
aus chineſiſchen Häfen nur unter Ausſtellung eines Garautieſcheines und Kohlen in Säcken 
überhaupt nicht ausgeführt werden dürfen. Durch den Schein muß ſich der Verſchiffer 
verpflichten, das Eintreffen am Beſtimmungsorte binnen 40 Tagen bei Vermeidung einer 
Strafe in fünffacher Höhe des Kohlenwerts nachzuweiſen. Sie wollen beteiligte Schiffahrts- 
kreiſe hiervon in Kenntnis ſetzen. 

Im Auftrage. 
IIb 5802. von der Hagen. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Seeſchiffahrtsbezirke. 


Betr. Unfallverhütungsvorſchriften in britiſchen Häfen. 


iniſter für Handel und Gewerbe. 
1 g N Berlin W. 66, den 4. Juli 1905. 
Durch Verordnung des engliſchen Home Office vom 24. Oktober v. J. find für die 
Dod- und Hafenbetriebe Unfallverhütungsvorſchriften erlaſſen, die ſich auch auf fremde in 
britiſchen Häfen uſw. verkehrende Schiffe erſtrecken. Fir die Beobachtung der Vorſchriften 
werden auch die Führer und Offiziere der Schiffe verantwortlich gemacht. Die Vor⸗ 
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ſchriften decken ſich im allgemeinen mit denen im Abſchnitt V der Unfallverhütungs⸗ 
vorſchriften der deutſchen See⸗Berufsgenoſſenſchaft, gehen aber auch zum Teil darüber 
hinaus. Ich erſuche Sie, beteiligte Schiffahrtskreiſe hierauf hinzuweiſen. 

Im Auftrage. 
IIb 5915. von der Hagen. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Seeſchiffahrtsbezirke. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Gewerbliche Anlagen. 


Betr. Sauggas⸗Kraftaulagen. 


Rekhursbeſcheid. 

Auf die Beſchwerde des Meſſingwerks N. in M. gegen den Beſchluß des Kreisaus⸗ 

ſchuſſes des Kreiſes P. vom 26. April d. I., 
wodurch der Beſchwerdeführerin die beantragte Genehmigung zur Abänderung 
ihrer Dampfkeſſelanlage in N. (Aufſtellung einer Sauggasanlage im Dampf⸗ 
keſſelhauſe) verſagt worden iſt, 

wird der angefochtene Beſcheid aufgehoben und die nachgeſuchte Genehmigung unter folgen⸗ 

den Bedingungen erteilt: 

1. Durch Anbringung hinreichend großer öffnungsfähiger Fenſter in der Außen⸗ 
wand vor den Dampfkeſſeln und von Lüftungsvorrichtungen im Dach iſt für 
reichliche Lüftung und Beleuchtung des Keſſelhauſes zu ſorgen. 

2. Die Auspuffgaſe der Sauggasanlage dürfen nicht in den Dampfkeſſelſchornſtein 
abgeführt werden. 

Gründe: 

Der Beſcheid des Kreisausſchuſſes ſtützt ſich in erſter Linie darauf, daß nach Ziffer 1 
der mit Erlaß vom 20. Juni v. J. mitgeteilten „Grundſätze für die Einrichtung und den 
Betrieb der Sauggas⸗Kraftanlagen“ (MBl. S. 338) die zur Darſtellung und Reinigung 
des Gaſes dienenden Räume zu keinen anderen Zwecken benutzt werden dürfen. Wenn 
auch hiernach Sauggasanlagen insbeſondere aus Arbeitsräumen fernzuhalten ſind, in 
denen vielfach eine größere Zahl von Menſchen in einem verhältnismäßig kleinen Raume 
beſchäftigt iſt und in denen die Lüftung nicht beſonders kräftig zu ſein pflegt, ſo erſcheint 
doch die Anwendung des bezeichneten Grundſatzes in Fällen wie dem vorliegenden nicht 
genügend gerechtfertigt, da bei der Geräumigkeit und Höhe des Keſſelhauſes der Rekurrentin 
und wegen des durch den Dampfkeſſelbetrieb hervorgerufenen ziemlich kräftigen Luftwechſels 
der Gefahr der Vergiftung durch entweichende Geueratorgaſe dann hinreichend vorgebeugt 
iſt, wenn die im Tenor dieſes Beſcheides vorgeſchriebenen Lüftungsvorrichtungen getroffen 
werden. Ferner iſt auch die vom Kreisausſchuſſe hervorgehobene Vergrößerung der Feuers⸗ 
gefahr bei der maſſiven Bauart des Gebäudes jo unerheblich, daß ſich daraus hinreichende 
Gründe für die Verſagung der nachgeſuchten Genehmigung nicht herleiten laſſen. 

Dagegen iſt das Verbot der Einleitung der Auspuffgaſe in den Dampfkeſſelſchornſtein 
erforderlich, um Exploſionen unverbrannter Auspuffgaſe vorzubeugen. 

Hiernach war, wie geſchehen, zu erkennen. 


Berlin, den 30. Juni 1905. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


Im Auftrage. 
III. 5078. (gez.) Neumann. 


2. Dampfkeſſelweſen. 


Betr. Aufſtellung und Betrieb von beweglichen Kraftmaſchinen (Lokomobilen). 
i Berlin, den 6. Juli 1905. 
Der Zentralverband der preußiſchen Dampfkeſſel Aberwachungsvereine hatte im Jahre 
1900 unter Vorlegung des Entwurfes einer Polizeiverordnung in Anregung gebracht, durch 
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eine einheitliche Verordnung über den Gebrauch beweglicher Dampfkeſſel in landwirtſchaft⸗ 
lichen Betrieben die Schwierigkeiten zu beſeitigen, die den Lokomobilbeſitzern aus der Ver⸗ 
ſchiedenheit der polizeilichen Anforderungen beim Gebrauche beweglicher Dampfkeſſel in 
verſchiedenen Aufſichtsbezirken entſtehen. Eine Umfrage bei den Regierungspräſidenten 
ergab, daß einer einheitlichen Regelung zwar zugeſtimmt wurde, daß jedoch erhebliche 
Gründe dafür geltend gemacht wurden, die Verordnung nicht auf landwirtſchaftliche 
Betriebe zu beſchränken, vielmehr auf die Aufſtellung und den Betrieb beweglicher Keſſel 
im allgemeinen auszudehnen. Inzwiſchen ſcheint nach einem uns vorgelegten Entwurfe 
des Herrn Oberpräſidenten für die Provinz Pommern das Bedürfnis hervorgetreten zu 
ſein, 9 beweglichen Kraftmaſchinen ganz allgemein in den Kreis der Verordnung ein- 
zubeziehen. 

Unter Berückſichtigung dieſer Umſtände beabſichtigen wir, die Regelung in dem zuletzt 
bezeichneten Umfange herbeizuführen. Zu dem Zwecke habe ich, der mitunterzeichnete 
Miniſter für Handel und Gewerbe, unter Beachtung der bei der Umfrage im Jahre 1900 
geäußerten Wünſche und in Anlehnung an die beſtehenden Verordnungen allgemeiner 
Natur für Dampflokomobilen ſowie an den erwähnten Entwurf des Herrn Oberpräſidenten 
der Provinz Pommern den anliegenden Normalentwurf für eine Polizeiverordnung, betreffend 
die Aufſtellung und den Betrieb beweglicher Kraftmaſchinen (Lokomobilen), nach Anhörung 
der Königlichen Techniſchen Deputation für Gewerbe aufſtellen laſſen. 

Eure Exzellenz erſuchen wir, ſich über den Entwurf nach Anhörung der Regierungs⸗ 
präſidenten und der Vorſtände der Landwirtſchaftskammer gutachtlich zu äußern und Ihren 
Bericht mir, dem mitunterzeichneten Miniſter für Handel und Gewerbe, bis zum 1. November 
d. J. vorzulegen. 


Der Miniſter für Handel Der Miniſter für Landwirtſchaft, 
und Gewerbe. Domänen und Forſten. 
Möller. Im Auftrage. 
J.⸗Nr. III 4708 M. f. H. — IA a 4275 M. f. L. Küſter. 


An die Herren Oberpräſidenten (außer für die Provinz Pommern). 


Anlage. 


Entwurf einer Rolizeinerordnung, betreffend Aufſtellung und Betrieb von beweglichen 
Araftmaſchinen (Lokomobilen). 


I. Dampflokomobileu. 
Geltungsbereich der Verordnung in bezug auf bewegliche Dampfkeſſel. 
Sa 
Den Beſtimmungen dieſer Polizeiverordnung find alle beweglichen Dampfkeſſel (Loko⸗ 
mobilen) unterworfen, mit Ausnahme der etwa vorübergehend auf Schiffen aufgeſtellten 


und der zur Fortbewegung auf Schienenwegen beſtimmten beweglichen Keſſel (Lokomotiv⸗ 
keſſel für Hauptbahnen, Nebenbahnen, Kleinbahnen, Privatanſchlußbahnen, Kranwagen uſw.). 


Inbetriebnahme beweglicher Dampfkeſſel. 
8 2. 

I. Die Eigentümer beweglicher Dampfkeſſel haben der für ihren Wohnſitz zuſtändigen 
Ortspolizeibehörde von jedem Zu- und Abgange der in ihrem Beſitze befindlichen beweglichen 
Dampfkeſſel ungeſäumt ſchriftlich oder mündlich Anzeige zu erſtatten. 

Bei der Anzeige ſind anzugeben: 

1. die Stelle, an welcher der Betrieb ſtattfinden ſoll. 

Falls der Keſſel feiner Benutzung nach (3. B. als Straßenwalze, Dampf⸗ 
ſpritze, Latrinenreinigungsmaſchine, für landwirtſchaftliche Zwecke u. dergl.) in 
kurzen Friſten innerhalb des Ortspolizeibezirks den Standort wechſeln ſoll, 
kann anſtatt eines beſtimmten Aufſtellungsorks der Umkreis (Stadt, Ortſchaften 
oder Teile derſelben, Gemarkung u. dergl.) angegeben werden, innerhalb deſſen 
der Ortswechſel ſtattfinden toll; 

2. die Verwendungsart des beweglichen Dampfkeſſels; 


Anlage 
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3. der Inhalt des Keſſelſchilds; 
4. Datum und Ort der letzten im Reviſionsbuche des beweglichen Dampfkeſſels 
eingetragenen Reviſion. 

II. Soll ein beweglicher Dampfkeſſel in dem Bezirk einer anderen Ortspolizei⸗ 
behörde, als derjenigen, in welcher der Wohnſitz des Eigentümers liegt, vorübergehend in 
Betrieb genommen werden, ſo iſt dieſer Behörde von dem Betriebsunternehmer, d. h. dem⸗ 
jenigen, der den Heizer ſtellt, die gleiche Anzeige unter Angabe des Namens und Wohnorts 
des Eigentümers des beweglichen Dampfkeſſels zu erſtatten. Auf die Beſitzer von Dampf⸗ 
automobilen findet dieſe Beſtimmung keine Anwendung. 

III. Eine erneute Anzeige iſt ferner erforderlich, wenn hinſichtlich des Betriebsortes 
oder der Verwendungsart des beweglichen Dampfkeſſels Anderungen beabſichtigt werden, 
welche den früheren der Behörde gemachten Angaben nicht entſprechen. 


83. 

Die Ortspolizeibehörden haben von den ihnen gemäß § 2 I erſtatteten Anzeigen mit 
tunlichſter Beſchleunigung dem zuſtändigen Keſſelprüfer Kenntnis zu geben. Dieſer hat in 
allen Fällen, wo die beſtehenden Vorſchriften es erfordern, oder in denen er es nach ſeinem 
pflichtmäßigen Ermeſſen für erforderlich hält, eine Beſichtigung des beweglichen Dampfkeſſels 
vorzunehmen, rückſtändige Prüfungen nachzuholen und von ſeinen Wahrnehmungeu erforder⸗ 
lichenfalls der Ortspolizeibehörde Mitteilung zu machen. 


8 8 4. 

L An der Betriebsſtätte beweglicher Dampfkeſſel find unter Verantwortung des 
Eigentümers oder feines geſetzlichen Stellvertreters ($ 151 Abſ. 1 der Reichsgewerbeordnung) 
zur Einſicht der zuſtändigen Beamten und zur Information des Keſſelwärters bereit zu 
halten: 

1. die Genehmigungsurkunde mit den zugehörigen Beſcheinigungen über die Kon— 
ſtruktions-, Waſſerdruck- und Abnahmeprüfung; 

2. das Reviſionsbuch; 

3. die Dienſtvorſchriften für Dampfkeſſelwärter in der behördlich anerkannten 
Faſſung; 

4. ein Exemplar dieſer Polizeiverordnung. 

II. Fehlen die Keſſelpapiere oder enthält das Reviſionsbuch keinen Vermerk über die 
im letztverfloſſenen Rechnungsjahr ausgeführte Reviſion, ſo kann die Polizeibehörde den 
Betrieb bis auf weiteres unterſagen. 

III. Auf die Beſitzer von Dampfautomobilen, deren Eigentümer den Vorſchriften des 
§ 2 Abſ. I genügt haben, finden die vorſtehenden Beſtinnnungen keine Anwendung. 


Aufſtellung der beweglichen Dampfkeſſel. 


Ss 
I. Vorbehaltlich von Abänderungen, welche die Ortspolizeibehörden bei einzelnen be⸗ 
weglichen Dampfkeſſeln namentlich dann zulaſſen können, wenn die Beſchaffenheit des Auf- 
ſtellungsortes oder die Verwendungsart des Keſſels es nötig macht oder unbedenklich er: 
ſcheinen läßt, wird in bau- und feuerpolizeilicher Beziehung folgendes angeordnet: 


1. Die Aufſtellung geheizter beweglicher Dampfkeſſel innerhalb von Gebäuden 
iſt nur geſtattet, wenn der Aufſtellungsraum unverbrennlichen Fußboden hat und 
von leicht feuerfangenden Vorräten durch Wände abgeſondert iſt, die mindeſtens 
bis auf 1,5 m über dem Fußboden unverbrennlich find. Falls die zuläſſige 
Dampfſpannung mehr als 6 Atmoſphären Überdruck oder das Produkt aus der 
feuerberührten Heizfläche in Quadratmetern und der zuläſſigen Dampfſpannung 
in Atmoſphären Überdruck mehr als 30 beträgt, jo darf der Aufſtellungsraum 
weder überwölbt ſein, noch eine feſte Balkendecke haben. Kann das Rauchrohr 
eines innerhalb von Gebäuden aufzuſtellenden geheizten beweglichen Keſſels nicht 
in einen vorhandenen maſſiven Schornſtein eingeführt werden, ſo muß es bei 
weicher Deckung des Gebäudes mindeſtens 6 m, bei harter Deckung mindeſtens 
1,5 m ins Freie geführt werden. Bei der Durchführung durch das Dach muß das 
Rauchrohr mindeſtens 0, m von allen brennbaren Gegenſtänden entfernt bleiben. 


211 


2. Die Aufſtellung beweglicher Dampfkeſſel außerhalb von Gebäuden iſt nur 
geſtattet, wenn die Entfernung des Rauchrohrs von Gebäudeteilen beträgt: 

a) bei Gebäuden, die keine leicht feuerfangenden Vorräte enthalten, ſofern 
die Umfaſſungswände entweder maſſiv ſind oder aus Fachwerk mit Aus⸗ 
mauerung beſtehen und die Dachung hart iſt, mindeſtens 1 m, 

b) bei Gebäuden, die leicht feuerfangende Vorräte enthalten, ſofern die Um⸗ 
faſſungswände entweder maſſiv find oder aus Fachwerk mit Ausmauerung oder 
aus dichter Verſchalung beſtehen und die Dachung hart iſt, mindeſtens 3 m, 

e) bei anderen Gebäuden, Schobern, Mieten, Waldbeſtänden mindeſtens 6 m. 

Die vorſtehend augegebenen Entfernungen gelten für die Heizung der Keſſel 
mit Koks oder Steinkohle. Werden zur Feuerung Briketts, Braunkohlen, Torf, 
Holz oder andere zum Funkenwerfen neigende Brennſtoffe benutzt, ſo ſind 
mindeſtens die doppelten Entfernungen einzuhalten. Letztere Vorſchrift erſtreckt 
ſich nicht auf das Anheizen der Keſſel mit ſolchen Brennſtoffen. 

3. Die Aufſtellung und der Betrieb beweglicher Keſſel auf Wegen oder in der 
Nähe ſolcher unterliegt im einzelnen Falle der Beſtimmung der Ortspolizeibehörde. 

4. Die Umgebung beweglicher Dampfkeſſel, namentlich der Fußboden, iſt den vor⸗ 
ſtehend unter Ziffer 2 angegebenen Entfernungen entſprechend von leicht feuer⸗ 
fangenden Gegenſtänden frei zu halten. 


Beſchaffenheit der beweglichen Dampfkeſſel. 
§ 6. 
I. Jeder bewegliche, mit feſten Brennſtoffen geheizte Dampfkeſſel muß verſehen fein 

1. mit einer wirkſamen Einrichtung zur Vermeidung des Funkenauswurfs (Funken⸗ 
fänger, Funkenlöſcher, Funkendämpfer) von einer Bauweiſe, die der Oberpräſident 
zugelaſſen hat; 

2. mit einem verſchließbaren Aſchenfall. Soweit die Bauart oder die Betriebsweiſe 
des Keſſels es geſtattet, ſoll ein Aſchenkaſten angebracht werden, der während 
des Betriebs mit Waſſer gefüllt zu halten iſt, ſo daß die Aſche unmittelbar 
ins Waſſer fällt. 

II. Wird eine dieſer Einrichtungen unbrauchbar, ſo iſt der Betrieb bis zur Beſeitigung 
der Mängel einzuſtellen. 


Betrieb der beweglichen Dampfkeſſel. 


St: 

J. Sofern nicht in unmittelbarer Nähe des Betriebsorts beweglicher Dampfkeſſel ein 
natürlicher Waſſervorrat (Teich, Flußlauf uſw.) oder die Entnahmeſtelle einer Waſſerleitung 
zur Verfügung ſteht, muß ſich während des Betriebs bei dem Dampfkeſſel ein Gefäß mit 
genügendem Waſſervorrate befinden, deſſen Inhalt mindeſtens einen halben Kubikmeter be⸗ 
tragen muß. Die Speiſevorrichtungen beweglicher Dampffefjel find während des Betriebs 
mit Waſſerbehältern oder den Waſſerentnahmeſtellen betriebsfähig verbunden zu halten. 

II. Sofern nicht der Aſchenkaſten zur Ablöſchung der Aſche und Schlacken eingerichtet 
iſt, muß während des Betriebs zu dieſen Zwecken ein beſonderes mit Waſſer gefülltes Ge⸗ 
fäß bereit ſtehen. Auf bewegliche Dampfkeſſel, die zur eigenen Fortbewegung eingerichtet 
ſind, ſowie auf Feuerſpritzen und ſolche bewegliche Dampfkeſſel, welche nicht mit feſten 
Breunſtoffen geheizt werden, findet dieſe Beſtimmung keine Anwendung. 


8 

I. Die beweglichen Dampfkeſſel dürfen nur erfahrenen, zuverläſſigen Wärtern im 
Alter von mindeſtens 18 Jahren anvertraut werden, welche die zur Sicherheit des Be⸗ 
triebes erforderlichen Vorkehrungen und erlaſſenen Beſtimmungen kennen und anzuwenden 
verſtehen. Die Keſſelwärter haben den zuſtändigen Keſſelprüfern ihre Sachkunde nachzuweiſen. 

II. Solange Feuer auf den Roſten iſt, darf der Keſſelwärter den Keſſel nicht ver⸗ 
laſſen, es ſei denn, daß der Betriebsunternehmer für geeigneten Erſatz ſorgt. 

III. Nach Beendigung des Betriebs hat der Wärter das Feuer in geeigneter Weiſe 
unter Vermeidung von Feuersgefahr zu löſchen. Ebenſo iſt zu verfahren, wenn bewegliche 
Keſſel, die nicht zur eigenen Fortbewegung eingerichtet ſind, transportiert werden ſollen. 
Ein im Freien gebrauchter beweglicher Dampffefiel darf nach Beendigung ſeines Gebrauches 
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erſt nach völliger Entfernung des Feuers vom Roſt und aus dem Aſchenkaſten in das 
Innere von Gebäuden gebracht werden, in denen ſich leicht feuerfangende Gegenſtände 
befinden. Auf Feuerſpritzen und Automobilen mit einem Eigengewicht über 1000 kg finden 
die Beſtimmungen dieſes Abſatzes keine Anwendung. 


89. 

J. Bewegliche Dampfkeſſel, die in geringerer Entfernung als 30 m von Gebäuden 
mit nicht harter Dachung, von Schobern, Mieten, Waldbeſtänden oder anderen leicht feuer⸗ 
fangenden Gegenſtänden betrieben werden, müſſen bei ſtarkem Winde den Betrieb einſtellen. 

II. Der Betrieb beweglicher Dampfkeſſel darf in der Dunkelheit zwiſchen Sonnen⸗ 
untergang und Sonnenaufgang nur bei angemeſſener, feuerſicherer Beleuchtung der Betriebs⸗ 
ſtätte ſtattfinden. 

III. Auf Feuerſpritzen und Automobilen finden die Beſtimmungen des erſten Abſatzes 
dieſes Paragraphen keine Anwendung. 


N 
Wenn ein beweglicher Dampfkeſſel längere Zeit hindurch auf derſelben Betriebsſtätte 
gebraucht wird, ſo hat der Beſitzer auf Anordnung der Ortspolizeibehörde diejenigen Vor— 
kehrungen zu treffen, welche geeignet ſind, Schädigungen oder Beläſtigungen der Nachbaren 
oder des Publikums abzuwenden. 


II. Petroleum, Benzin: und Spirituslokomobilen. 
Aufſtellung der beweglichen Gas-, Petroleum-, Benzin- und Spiritusmotoren. 


921. 


J. Lokomobilen mit elektriſcher Zündung dürfen innerhalb von Gebäuden ohne weitere 
Beſchränkungen, als im Abſatz IV enthalten ſind, betrieben werden. 

II. Lokomobilen mit offenen Zündflammen (Glührohren) dürfen innerhalb von Ge⸗ 
bäuden nur betrieben werden, wenn der Aufſtellungsraum unverbreunlichen Fußboden hat 
und von leicht feuerfangenden Vorräten durch Wände abgetrennt iſt, die mindeſtens bis 
auf 1,5 m über dem Fußboden unverbrennlich find. 

III. Oberhalb der Lokomobilen müſſen Holzwerk und leicht feuerfangende Gegenſtände 
mindeſtens 2 m von den Zylindern der Maſchinen entfernt bleiben. 

IV. Kann das Auspuffrohr innerhalb von Gebäuden aufzuſtellender Lokomobilen nicht 
in einen vorhandenen maſſiven Schornftein eingeführt werden, fo muß es in feuerſicherer 
Weiſe ins Freie geleitet werden und ſeine Mündung mindeſtens Um von allen leicht 
feuerfangenden Gegenſtänden entfernt bleiben. 
ai ie Beim Betriebe außerhalb von Gebäuden dürfen Lokomobilen mit elektriſcher 
Zündung 

a) von Gebäuden in einem Abſtande von 0, m, 
b) von Schobern, Mieten, Waldbeſtänden und anderen leicht feuerfangenden Gegen⸗ 
ſtänden in einem Abſtande von 3,0 m 
aufgeſtellt werden. Werden die Lokomobilen mit offener Zündung (Glührohr) betrieben, 
ſo ſind mindeſtens die doppelten Abſtände einzuhalten. 

VI. Die Umgebung der Lokomobilen iſt den vorſtehend angegebenen Entfernungen 
e der Raum unterhalb gänzlich von leicht feuerfangenden Gegenſtänden frei zu 
halten. 

VII. Beim Betriebe von Lokomobilen für Gas, Petroleum, Benzin oder ähnliche 
Kohlenwaſſerſtoffe und von Spiritus mit offenen Zündungen (Glührohr) innerhalb von 
Gebäuden dürfen im Aufſtellungsraume keine Feuerſtellen benutzt werden. 


Beſchaffenheit der beweglichen Gas-, Petroleum-, Benzin- und Spiritus⸗ 
motoren. 
a. 

Die Behälter für Petroleum, Benzin oder Spiritus an den Lokomobilen müſſen fo 
angebracht ſein, daß eine weſentliche Erwärmung derſelben ſelbſt bei andauerndem Betrieb 
ausgeſchloſſen iſt. Die Behälter ſind aus widerſtandsfähigem Materiale mit dichten Ver⸗ 
ſchlüſſen herzuſtellen. Spiritus: und Benzinbehälter müſſen einen exploſionsſicheren Ver⸗ 
ſchluß erhalten, der beim Füllen nicht entfernt zu werden braucht und nur entfernt werden 
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darf, wenn die Lokomobile außer Betrieb und der Behälter leer iſt. Gläſerne Flüſſig⸗ 
keitsſtand⸗Anzeiger ſind gegen Verletzungen ſorgfältig zu ſchützen und abſperrbar einzurichten. 


Betrieb der beweglichen Gas-, Petroleum-, Benzin- und Spiritusmotoren. 


§ 13. 

I. Das Füllen der Behälter für flüſſige Brennſtoffe an den Lokomobilen darf nur bei 
Tageslicht erfolgen und zwar mittels exploſionsſicherer Handkannen von höchſtens 10 Liter 
Inhalt oder mittels geſchloſſener Rohrleitung und Flügelpumpe. In letzterem Falle müſſen 
die Druckrohrleitung und Flügelpumpe Beſtandteile der Lokomobile und feſt mit ihr ver⸗ 
bunden ſein. Die Saugrohrleitung iſt ſo lang zu nehmen, daß das Vorratsfaß mit dem 
Brennſtoffe mindeſtens 3 m von der Lokomobile entfernt bleibt. Bei dem Betriebe von 
Lokomobilen mit offenen Zündungen innerhalb von Gebäuden darf das Vorratsfaß nicht 
innerhalb des Aufſtellungsraums lagern. 

II. Bei Ausbeſſerungsarbeiten an Lokomobilen mit elektriſcher Zündung ſind die 
Leitungsdrähte aus den Klemmen zu löſen. 

III. Der Betrieb von Lokomobilen darf in der Dunkelheit zwiſchen Sonnenuntergang 
und Sonnenaufgang nur bei angemeſſener feuerſicherer Beleuchtung der Betriebsſtätte, und 
zwar bei Lokomobilen für Benzin und ähnliche leichte Kohlenwaſſerſtoffe nur unter Ver— 
wendung geſchloſſener Beleuchtungskörper ſtattfinden. 


Lagerung der Brennftoffe zum Betriebe von Petroleum-, Benzin- und 
Spiritusmotoren. 


814. 

Überjteigt der Vorrat an Petroleum und anderen Kohlenwaſſerſtoffen, die zum Be⸗ 
triebe der Lokomobilen beſchafft werden, den Inhalt eines Faſſes von 160 kg, ſo dürfen 
dieſe Vorräte nicht mit der Lokomobile geführt werden, ſondern ſind beſonders zu lagern. 
Im übrigen müſſen die Vorräte im Freien in einer mindeſtens 10 m von Gebäuden oder 
leicht feuerfangenden Gegenſtänden entfernten, dicht überdeckten Grube, die auszumauern 
oder gut abzuſtützen iſt, aufbewahrt werden. 


III. Elektriſch betriebene Lokomobilen. 
8 15. 

Lokomobilen dieſer Art dürfen ohne Beſchränkung hinſichtlich der Aufſtellung betrieben 
werden. Die Stromzuführung muß durch gut iſolierte und iſoliert aufgehängte Leitungen 
erfolgen. Anſchlußkaſten, Kollektoren, Bleiſicherungen und Anlaſſer find fo zu ſchützen, daß 
an denfelben keine Funken ins Freie treten können. Bei der Benutzung ſolcher Lokomobilen 
find die jeweiligen Sicherheits- und Betriebsvorſchriften des Verbands deutſcher Elektro— 
techniker zu beachten. 

IV. Allgemeines. 
§ 16. 

J. Als harte Bedachungen im Sinne dieſer Verordnung gelten nur ſolche, bei welchen 
keine leicht feuerfangenden Stoffe verwendet werden. Pappdächer gelten als harte Be⸗ 
dachung. Jede andere Art der Bedachung, bei welcher leicht feuerfangende Stoffe in irgend 
einer Weiſe verwendet ſind (wie z. B. Strohdockenunterlagen bei Ziegeldachung), gilt als 
weiche Bedachung. 

II. Den Petroleum-⸗ und Benzinmotoren im Sinne dieſer Verordnung werden ſolche, 
welche mit anderen Kohlenwaſſerſtoffen betrieben werden, gleichgeſtellt. 
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I. Für die Einhaltung der Vorſchriften dieſer Verordnung über die Aufſtellung und 
den Betrieb beweglicher Kraftmaſchinen ſind in erſter Linie diejenigen Perſonen verant⸗ 
wortlich, in deren Betrieb die Kraftmaſchinen benutzt werden. Daneben regelt ſich die 
Verantwortung anderer Perſonen nach § 151 Abſatz 1 der Reichsgewerbeordmung. 

II. Für die Einhaltung der Vorſchriften dieſer Verordnung über die Beſchaffenheit 
der beweglichen Kraftmaſchinen ſind in erſter Linie die Eigentümer der Maſchine, und wenn 
dies Vereine ſind, deren Vorſtandsmitglieder verantwortlich. Daneben regelt ſich die Ver⸗ 
antwortung anderer Perſonen nach § 151 Abſatz 1 der Reichsgewerbeordnung. 
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III. Die Wärter beweglicher Kraftmaſchinen find von den hiernach verantwortlichen 
Perſonen vor der Inbetriebnahme mit der Bedienung der Maſchine und den vorſtehenden 
Vorſchriften vertraut zu machen. Auch iſt ihnen ein Exemplar dieſer Polizeiverordnung 
zu behändigen. 

8 18. 

Ausnahmen von den Vorſchriften dieſer Polizeiverordnung kann der Oberpräſident 

unbeſchadet der Beſtimmung im § 5 I gewähren. 


8 19. 
Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften dieſer Verordnung werden, ſofern nicht 
ſchwerere Strafvorſchriften Platz greifen, mit Geldſtrafe bis zu 60 &. beftraft, an deren 
Stelle im Unvermögensfall entſprechende Haft tritt. 


Beer bolizeiwerotditung ett an a. un 8 in Kraft unter Aufhebung 
aller früheren denſelben Gegenſtand betreffenden Verordnungen. 


3. Organiſation des Handwerks. 
Betr. Lehrlinge in Fabrikbetrieben. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 8 
Berlin W. 66, den 22. Junt 1905. 

Die Beſchwerde der Handelskammer gegen die Handwerkskammer in N. erkenne ich 
inſofern als berechtigt an, als die Handwerkskammern nicht befugt ſind, die ihnen nach 
§ 103e der Gewerbeordnung zuſtehende Kontrolle der Lehrlingsverhältniſſe in den Hand- 
werksbetrieben auf die Überwachung der Lehrlingsverhältniſſe in den Fabriken auszudehnen. 
Ich habe den Herrn Regierungspräſidenten in N. erſucht, die dortige Handwerkskammer 
hierüber zu belehren und fie anzuweiſen, daß fie ſich in Zukunft in den Grenzen ihrer ge- 
ſetzlichen Zuſtändigkeit hält. Andererſeits ſehe ich mich veranlaßt, die Handelskammer 


„darauf hinzuweiſen, daß gemäß § 134. der Gewerbeordnung die Beſtimmungen der §§ 126 
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umant 


bis 128 derſelben auch auf die in Fabriken beſchäftigten Lehrlinge Anwendung finden, und 
daß daher auch mit dieſen Lehrlingen ſchriftliche Lehrverträge abzuſchließen ſind. 
Im Auftrage. 
von der Hagen. 
IV. 5070. — III. 4830. — IIa 2792. 


An die Handelskammer in N. 


4. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 
Betr. Einrichtung und Betrieb der Metallſchleifereien. 


Der Miniſter für ı 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 66, den 8. Juli 1905. 


Anbei überſende ich Ihnen den Abdruck eines Schreibens des Herrn Reichskanzlers 
vom 22. v. M., in dem um Erhebungen über die Verhältniſſe in den Metallſchleifereien 
erſucht wird. Ich erſuche Sie, dieſe Erhebungen alsbald zu veranlaſſen und mir bis zum 
1. Dezember d. J. über ihr Ergebnis zu berichten und ſich über die weiteren Fragen des 
Herrn Reichskanzlers gutachtlich zu äußern. 

Im Auftrage. 
III 5128. Neumann. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 
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Anlage. 
Der Reichskanzler. 
(Reichsamt des Innern.) Berlin W. 66, den 22. Juli 1905. 

In den Jahresberichten der Gewerbe-Aufſichtsbeamten iſt ſchon ſeit langem auf 
die großen Geſundheitsgefahren hingewieſen worden, denen die Arbeiter in den Metall: 
ſchleifereien beim Schleifen, Pließten, Polieren und Putzen ausgeſetzt ſind. Die Schleifer 
leiden infolge der Einatmung von Metall- und Mineralſtaub vornehmlich an Lungenkrank— 
heiten, insbeſondere an Schleiferaſthma und Lungentuberkuloſe. 

Der Gewerbeinſpektor zu Iſerlohn (vergl. Jahresberichte der Königlich Preußiſchen 
Gewerberäte 1897 S. 349) hat aus 15 Krankenkaſſen ſeines Bezirks folgende Erkrankungs— 
ziffern der Schleifer ermittelt: 

Von je 1000 Mitgliedern erkrankten an Lungenſchwindſucht: 


Schleifer Nichtſchleiſer 
Zz 7 
NR „ 
F ee nen 


Nach dem genannten Berichterſtatter ſoll dieſer Beruf fo geſundheitsſchädlich fein, daß 
Schleifer im Alter von 40 bis 45 Jahren nur ſelten angetroffen werden., 

Beſonders ſind die Nadelſchleifer gefährdet, über welche der Phyſikus zu Iſerlohn 
ſchon im Jahre 1853 ſchrieb: „Die Nadelſchleifer gehen durchſchnittlich nach 15 bis 
25 jähriger Tätigkeit, zwiſchen dem 30. und 40. Lebensjahr an Lungenſchwindſucht zu 
grunde.“ Das mittlere Lebensalter der von 1851 bis 1853 in Iſerlohn verſtorbenen 
Schleifer betrug 31 Jahre, ſtieg aber Dank einer zum Schutze der Schleifer erlaſſenen 
Polizeiverordnung in dem Zeitraum 1885 bis 1897 auf 41 Jahre. Indeſſen wurden 
während dieſer Zeit immer noch 55,5 0/0 von den Todesfällen unter den Nadelſchleifern 
durch Lungenſchwindſucht verurſacht. 

Die Metallſchleifereien ſind entweder Trockenſchleifereien oder Naßſchleifereien. In 
jenen werden Metallwaren auf Schleifſteinen aus Sandſtein oder auf Schmirgelſcheiben 
oder Schmirgelbändern trocken geſchliffen und die geſchliffenen Gegenſtände auf Tuch- oder 
Lappenſcheiben mit einem trockenen Schleifmittel (Wiener Kalk, Bimsſtein uſw.) oder auch 
auf hölzernen mit Leder überzogenen Scheiben mittels eines mit Ol angerührten Schleif— 
mittels (Schmirgel, caput mortuum) poliert. 

In den Naffchleifereien werden ſchwerere Gegenſtände, wie Axte, Zuckerrohrhauen, 
Feilen uſw. auf Schleifſteinen aus Sandſtein unter Aufgabe von Waſſer, alſo naß geſchliffen. 

In den Trockenſchleifereien atmen die Schleifer Metallſtaub, ſowie auch Sandſtein— 
oder Schmirgelſtaub und den Staub der Schleifmittel ein, wenn er nicht abgefangen und 
abgeſaugt wird. In den Naßſchleifereien iſt die Staubgefahr zwar erheblich geringer, doch 
leiden die Schleifer unter anderen Schädlichkeiten. Die Arbeitsräume ſind feucht; die 
Arbeitskleider der Arbeiter werden vom Schleifſchlamm durchnäßt, und die Schleifer ſind 
beim Schleifen, wobei ſie die Gegenſtände an die auf ſie zu laufenden Steine andrücken 
müſſen, ſtarken Erſchütterungen ausgeſetzt. Auch die Naßſchleifer atmen zeitweiſe, nämlich 
bei dem täglich zwei- bis dreimal erfolgenden Aufhauen der Steine, Sandſteinſtaub ein. 
Zudem find in den Naßſchleifereien einzelner Bezirke ſehr lange Arbeitszeiten, im Regierungs— 
bezirk Arnsberg z. B. im Winter 11 bis 12 Stunden, im Sommer bis zu 14 Stunden, 
üblich (vergl. Jahresberichte der Königl. Preußiſchen Gewerberäte 1897 S. 348). 

In Preußen ſind zum geſundheitlichen Schutze der Metallſchleifer ſchon in mehreren 
Bezirken Polizeiverordnungen erlaſſen worden, von denen folgende in den im Reichsamt 
des Innern zuſammengeſtellten „Landesbehördlichen Arbeiterſchutzvorſchriften“ veröffentlicht 
wurden: 

1. Polizeiverordnung der Königlichen Regierung zu Aachen vom 25. März 1854 
(vergl. „Landesbehördliche Arbeiterſchutzvorſchriften“ 1897 Nr. 111 S. 112); 

2. Polizeiverordnung der Königlichen Regierung zu Arnsberg vom 13. Juni 1873, 
(vergl. „Landesbehördliche Arbeiterſchutzvorſchriften“ 1897 Nr. 112 S. . 

3. Polizeiverordnung des Regierungspräſidenten zu Düſſeldorf vom 30. Juni 
1898 (vergl. „Landesbehördliche Arbeiterſchutzvorſchriften“, J. Nachtrag 1902 
Nr. 47 S. 97); und g 

4. Polizeiverordnung des Regierungspräſidenten zu Arnsberg vom 4. Februar 
1902 (vergl. „Landesbehördliche Arbeiterſchutzvorſchriften“, II. Nachtrag 1905 
Nr. 46 S. 59). 
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Außerdem ſind nach ihren Jahresberichten auch die Gewerbeaufſichtsbeamten ſtetig 
bemüht geweſen, einen beſſeren Schutz der Metallſchleifer gegen die Staubgefahr herbei⸗ 
zuführen. Ihre auf Einrichtung von Staubſaugevorrichtungen gerichteten Bemühungen 
hatten indes nur teilweiſe Erfolg; nicht ſelten ſtießen ſie ſowohl bei den Arbeitgebern als 
auch bei den Arbeitern ſelbſt auf Widerſtand (vergl. Amtliche Mitteilungen der Gewerbe⸗ 
aufſichtsbeamten 1898 S. 204; Jahresberichte der Gewerbeaufſichtsbeamten für 1901 
1380, 19025 „34. ee om. T. Bra, 
00; 1901 L 1.797, DI 23 13, EL¹lul”d 8 

Im allgemeinen ſind daher die Verhältniſſe in den Metallſchleifereien noch ſehr ver- 
beſſerungsbedürftig. Der Gewerbeaufſichtsbeamte für Sachſen Coburg und Gotha berichtete 
1898 z. B. (vergl. Amtliche Mitteilungen aus den Jahresberichten d. G. A. B. 1898 
S. 204), „daß die Verhältniſſe in den kleinen Schleif- und Poliermühlen des Bezirks „ganz 
troſtlos“ ſeien“. 

Hiernach hat das bisherige Vorgehen anſcheinend nicht ausgereicht, um den auf die 
Eigenart der Betriebe zurückzuführenden Geſundheitsſchädigungen der Metallſchleifer vor— 
zubeugen. Es erſcheint daher geboten, den Erlaß reichsrechtlicher Vorſchriften in Erwägung 
zu ziehen. Demgemäß beehre ich mich zu erſuchen, dieſe Frage auf Grund der dortigen 
Verhältniſſe von den Gewerbeaufſichtsbeamten eingehend prüfen zu laſſen. Gleichzeitig 
bitte ich um eine gefällige Angabe über die Zahl der Trocken und der Naßſchleifereien, 
über die Zahl der in ihnen beſchäftigten erwachſenen männlichen und weiblichen ſowie der 
jugendlichen Schleifer noch vor Schluß dieſes Jahres. Sofern ſich aus der Statiſtik 
einzelner Fabrik- oder Ortskrankenkaſſen einwandfrei feſtſtellen läßt, wie viele der Metall⸗ 
ſchleifer an Lungenleiden erkrankten, würde ich für eine Mitteilung darüber dankbar ſein. 

Für die ſtatiſtiſchen Angaben bitte ich, Formulare nach dem anliegenden Muſter ver⸗ 
wenden zu laſſen. f 

Die Vorſchriften, die für eine Verordimmg in Betracht kommen würden, habe ich 
unter Zugrundelegung der oben angeführten Polizeiverordnungen ſowie unter Berück⸗ 
ſichtigung der von einzelnen Gewerbeaufſichtsbeamten befürworteten Maßuahmen von meinem 
techniſchen Referenten zuſammenſtellen laſſen; ich füge die Zuſammenſtellung mit dem Er⸗ 
ſuchen ergebenſt bei, ſie gleichzeitig mit den Erhebungen auf ihre Zweckmäßigkeit und Durch⸗ 
führbarkeit gefälligſt prüfen, event. fie ergänzen zu laſſen. 

In dem Berichte des Gewerbeaufſichtsbeamten für den Regierungsbezirk Düſſeldorf 
(vergl. J. B. d. G. A. B. 1900 J. S. 320 ff.) iſt ausgeführt, daß die Mehrzahl der 
Schleifer in den Schleifereien des Bergiſchen Landes für ſich, ihre Geſellen und Lehrlinge 
Arbeitsſtellen und Betriebskraft in Werkſtätten mieten, die anderen Perſonen gehören. 
Der Eigentümer oder Vermieter der Anlage „liefert außer dem Raum und der Triebkraft 
regelmäßig die Erhauſtoren, er richtet auch die Hauptſaugleitungen her und führt ſie bis 
in die Schleifſtuben; ihm fällt weiter die Inſtandhaltung der Räume und Erneuerung des 
Anſtrichs der Wände zu. Für den Anſchluß an die Saugleitungen hat jedoch der Schleifer⸗ 
meiſter vertragsmäßig zu ſorgen; er hat ferner die Unhüllungskäſten für die Schleif⸗ und 
Polierſcheiben zu beſchaffen; ihm liegt auch die Reinigung der Arbeitsſtelle ob, während 
die Reinigung der Triebwerke, der Flure und Treppen Sache des Unternehmers (Ver⸗ 
mieters) iſt“. Nach dem Berichte befinden ſich einzelne Schleifereien auch im gemeinſchaft⸗ 
lichen Beſitz einer mehr oder minder großen, nicht ſelten beträchtlichen Anzahl von Einzel— 
perſouen oder Familien: „Hier wechſeln unter Umſtänden die Eigentümer von Stube zu 
Stube.“ „In dieſen Anlagen ſind die gewerbepolizeilichen Maßnahmen beſonders ſchwer 
durchzuführen, weil jeder Geldausgabe Vereinbarungen und Beſchlüſſe aller Beſitzer vor⸗ 
ausgehen müſſen und weil die Arbeitsſtellen nur zum Teil von den Eigentümern ſelbſt 
oder von ihren Angehörigen ausgenutzt werden, im übrigen aber an fremde Schleifermeiſter 
vermietet ſind, die ihrerſeits ebenfalls für die zum Schutze der Geſundheit notwendigen 
Einrichtungen mit aufkommen müſſen.“ Für Anlagen der vorbezeichneten Art wird es 
erforderlich ſein, bei Erlaß einer Bundesratsverordnung beſondere Vorſorge zu treffen. 
Daher erſuche ich ergebenſt, für ſolche Anlagen eine beſondere Statiſtik aufſtellen laſſen 
und mich auch mit einer Mitteilung darüber verſehen zu wollen, wie man den oben 
angedeuteten Schwierigkeiten bei Durchführung gewerbepolizeilicher Maßnahmen bisher 
begegnet iſt. 

In Vertretung. 
II 2512. (gez.) Graf von Poſadowsky. 


An den Herrn Miniſter für Handel und Gewerbe. 
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Grundzüge für Vorſchriften über die Einrichtung und den Betrieb der 
Metallſchleifereien. 


1. Die Vorſchriften würden für alle diejenigen Anlagen Anwendung finden, in denen 
mit Hilfe von elementarer Kraft (Dampf, Wind, Waſſer, Gas, Luft, Elektrizität uſw.) 
Metallwaren geſchliffen, gepließtet, poliert oder mit Scheiben geputzt werden. 

2. Die Räume, in denen die unter 1 aufgeführten Arbeiten ausgeführt werden, 
müſſen hoch und ſo eingerichtet ſein, daß in ihnen ein ausreichender Luftwechſel ſtattfindet. 

In den nach dem Erlaß der Verordnung errichteten Neuanlagen und Erweiterungs— 
bauten muß die Höhe der Arbeitsräume im Durchſchnitt mindeſtens 3, m und die Fenſter⸗ 
fläche mindeſtens ¼ der Größe der Fußbodenfläche betragen. Die Fenſter müſſen ſo 
eingerichtet ſein, daß ſie wenigſtens für die Hälfte ihres Flächenraums geöffnet werden 
fünnen. 

3. Die Arbeitsräume müſſen mit einem feſten und dichten Fußboden verſehen fein, 
der in Naßſchleifereien mit einem Gefälle nach den Schleifgruben angelegt ſein muß. 

4. Die Wände und Decken ſind jährlich mindeſtens einmal friſch abzuweißen oder, 
wenn ſie mit einem waſſerdichten Farbenanſtriche verſehen ſind, abzuwaſchen und, wenn 
nötig, auszubeſſern. 

Die Arbeitsplätze in allen Metallſchleifereien und der Fußboden in den Naß— 
ſchleifereien find täglich nach Schluß der Arbeit zu reinigen. Die in den Arbeitsräumen 
vorhandenen Wellen- und Rohrleitungen, die Geſtelle, Tiſche, Schränke und dergleichen ſowie 
der Fußboden in den Trockenſchleifereien ſind wöchentlich mindeſtens einmal nach Schluß 
der Arbeit von Staub zu ſäubern. 5 N 

5. Die Zahl der in jedem Schleifraume beſchäftigten Perſonen muß fo bemeſſen ſein, 
daß auf jede Perſon mindeſtens 16 ebm Luftraum entfallen. 2 

6. Die zum Trockenſchleifen dienenden Schleifſteine, die zum Bürſten und Pließten 
dienenden Scheiben ſowie die Polierſcheiben und anderen Vorrichtungen, an denen mit ſtaub⸗ 
erzeugenden Poliermitteln gearbeitet wird, ſind mit einer wirkſamen Abſaugevorrichtung zu 
verſehen, die während der Arbeit in Betrieb ſein muß. 
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7. Die Umhüllungskäſten, Saugetrichter und Abſaugerohre müſſen in allen ihren 
Teilen dicht und ſo eingerichtet ſein, daß ſie leicht gereinigt werden können. i 

Die Umhüllungskäſten und Saugetrichter dürfen nur fo weit offen fein, wie es die 
Arbeit unbedingt erfordert. 

8. Das Abdrehen der Steine und Scheiben darf vor Beendigung der Arbeitszeit nur 
dann vorgenommen werden, wenn dabei kein Staub in die Arbeitsräume dringt. 

Auf das tägliche Schärfen der Steine findet dieſe Vorſchrift keine Anwendung. 

9. Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeitern darf in Räumen, in denen die unter 1 
bezeichneten Arbeiten vorgenommen werden, eine Beſchäftigung mit dieſen Arbeiten nicht 
gewährt und, ſofern es ſich um Trockenſchleifereien handelt, der Aufenthalt nicht ge— 
ſtattet werden. 

10. Die mit dem Schleifen, Pließten, Polieren und Putzen beſchäftigten Arbeiter 
dürfen nicht länger als zehn Stunden täglich beſchäftigt werden. 

11. Ju einem ſtaubfreien Teile der Anlage muß für die Arbeiter ein Waſch- und 
Ankleideraum, in ihm müſſen Waſſer, Seife und Handtücher ſowie Einrichtungen zur Ver— 
wahrung der Arbeitskleider in ausreichender Menge vorhanden ſein. 

12. Der Arbeitgeber darf Metallwaren nur von ſolchen Arbeitern ſchleifen, pließten, 
auf der Scheibe polieren oder putzen laſſen, welche die Beſtätigung eines von der höheren 
Verwaltungsbehörde dazu ermächtigten Arztes darüber beibringen, daß bei ihnen Krank 
heiten der Atmungsorgane nicht nachweisbar ſind. Die Beſcheinigungen ſind zu ſammeln, 
aufzubewahren und dem Gewerbeaufſichtsbeamten (§ 139 b GewO.) auf Verlangen vor⸗ 
zulegen. 

13. Der Arbeitgeber hat die Überwachung des Geſundheitszuſtauds der Arbeiter 
einem von der höheren Verwaltungsbehörde hierzu ermächtigten, dem Gewerbeaufſichts⸗ 
beamten ($ 139b GeiwDd.) namhaft zu machenden Arzte zu übertragen und dieſe mindeſtens 
halbjährlich einmal auf die Anzeichen etwa vorhandener Erkrankung der Atmungsorgane 
unterſuchen zu laſſen. 

Der Arbeitgeber darf Arbeiter, die nach ärztlichem Urteil an einer Erkrankung der 
Atmungsorgane leiden, zu den unter 1 bezeichneten Arbeiten bis zu ihrer völligen Ge— 
neſung nicht zulaſſen. 

14. Der Arbeitgeber iſt verpflichtet, die Kontrolle über den Wechſel und Beſtand 
ſowie über den Geſundheitszuſtand der Arbeiter ein Buch zu führen oder durch einen 
Betriebsbeamten führen zu laſſen. Er iſt für die Vollſtändigkeit und Richtigkeit der Ein⸗ 
tragungen, ſoweit ſie nicht vom Arzte bewirkt werden, verantwortlich. 

Dieſes Kontrollbuch muß enthalten: 

1. den Namen deſſen, welcher das Buch führt, 

2. den Namen des mit der Überwachung des Geſundheitszuſtands der Arbeiter 
beauftragten Arztes, 

3. Vor⸗ und Zunamen, Alter, Wohnort, Tag des Eintritts und des Austritts jedes 
Arbeiters ſowie die Art ſeiner Beſchäftigung, 

4. den Tag und die Art der Erkrankung eines Arbeiters, 

5. den Tag der Geueſung, . 

6. die Tage und Ergebniſſe der unter 13 vorgeſchriebenen ärztlichen Unter⸗ 
ſuchungen. 

Das Krankenbuch iſt dem Gewerbeaufſichtsbeamten (§ 139 b Gewdo.) ſowie dem zus 
ſtändigen Medizinalbeamten auf Verlangen vorzulegen. 

15. In jedem Arbeitsraume ſowie in dem Ankleideraume muß eine Abſchrift oder ein 

Abdruck dieſer Beſtimmungen an einer in die Augen fallenden Stelle aushängen. 


Betr. Fürſorge für die ſchulentlaſſeue gewerbliche Ingend. 
Berlin, den 9. Juli 1905. 
Aus den Berichten, die infolge unſeres Erlaſſes vom 24. November 1901 (N.⸗Bl. 
S. 352) erſtattet find, haben wir mit Genugtuung entnommen, daß die Herren Regierungs- 
präſidenten bemüht geweſen ſind, in ihren Bezirken das Intereſſe an der Fürſorge für die 
ſchulentlaſſene gewerbliche männliche Jugend zu wecken und zu fördern, daß ihre Be⸗ 
mühungen vielfach einen erfreulichen Erfolg gehabt haben, und daß zurzeit zahlreiche 
Veranſtaltungen beſtehen, die in dieſem Sinne für das Wohl der Jugend tätig ſind. Bei 
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der großen Bedeutung dieſer Veranſtaltungen wird es aber nicht genügen, es bei dem 
Erreichten bewenden zu laſſen. Wir erſuchen Sie deshalb, der Fürſorge für die ſchul⸗ 
entlaſſene gewerbliche Jugend auch fernerhin Ihr beſonderes Intereſſe zuzuwenden, um 
dieſe vor den vielfach ihr drohenden Gefahren tunlichſt zu bewahren. 

Um einem mehrfach beobachteten Mißverſtändniſſe zu begegnen, heben wir hierbei 
hervor, daß es bei unſerem Wunſche, alle ſolche Fürſorgebeſtrebungen zu fördern, nicht 
in unſerer Abſicht liegt, die vorhandenen konfeſſionellen Vereine durch Veranſtaltungen zu 
erſetzen, die keinen konfeſſionellen Charakter beſitzen. Schon der Erlaß vom 24. November 1901 
führt bei der Erwähnung der beſtehenden Veranſtaltungen die konfeſſionellen Jünglings⸗, 
Lehrlings- und Geſellenvereine an erſter Stelle anerkennend auf und ſtellt bei der Er— 
örterung der zu ergreifenden Maßnahmen den Satz an die Spitze: 

„Wo bereits geeignete Vereine oder andere Veranſtaltungen hierfür vorhanden 
ſind, wird es in erſter Linie darauf ankommen, ſie zu ſtützen und zu ſtärken, 
jedenfalls aber alles zu vermeiden, was ihre Weiterentwicklung beeinträchtigen 
könnte.“ 

Da nach den eingereichten Berichten ſich die konfeſſionellen Vereine in der Fürſorge 
für die gewerbliche Jugend auch beſonders ausgezeichnet haben, ſehen wir uns veranlaßt, 
jene Ausführungen noch einmal zu betonen. 

ii zwei Jahren wollen Sie über die weiteren Erfolge Ihrer Maßnahmen erneut 
berichten. 


Der Miniſter der geiſtlichen, Der Miniſter Der Miniſter des Innern. 
Unterrichts- und Medizinal⸗ für Handel und Gewerbe. In Vertretung. 
Angelegenheiten. Jim Auftrage. von Biſchoffshauſen. 
Im Auftrage. Neumann. 
Althoff. 


Ula 2552 M. f. H. — U III A 1833 M. d. g. A. — IIb 2648 M. d. J. 
An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


Betr. Einrichtung und Betrieb der Bleihütten. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 10. Juli 1905. 


Am 1. Januar k. J. tritt die in Nr. 26 des Reichs-Geſetzblatts veröffentlichte Bekannt⸗ 
machung, betreffend die Einrichtung und den Betrieb der Blejhütten, vom 
16. Juni d. J. in Kraft. 

Ihre Vorſchriften erſtrecken ſich zunächſt auf alle Bleihütten. Indeſſen erfahren ſie 
in ihrem Geltungsbereich inſofern eine Einſchränkung, als ihnen die Arbeiter auf den mit 
Bleihütten verbundenen Aufbereitungsanſtalten für Bleierze nicht unterſtehen, da dieſe als 
Zubehör zu „Bergwerken“ unter das Berggeſetz fallen. Anderſeits ſind ſie inſoweit über 
den eigentlichen Bleihüttenbetrieb ausgedehnt worden, als ſie auch Beſtimmungen für die 
als Nebenbetriebe vorkommenden Bleifarbenfabriken enthalten. 

Um die Arbeiter gegen die Einwirkung ſchädlichen Staubes und giftiger Gaſe und 
Dämpfe tunlichſt zu ſchützen, ſind in den 88 1 und 2 zunächſt allgemeine Vorſchriften über 
die Beſchaffenheit der Arbeitsräume vorgeſehen worden. Sie lehnen ſich an die Vorſchriften 
der Bekanntmachung vom 6. Februar 1900, betreffend die Einrichtung und den Betrieb der 
Zinkhütten (Reichs⸗Geſetzbl. S. 32), an. 

Die im letzten Satze des § 1 Abſ. 3 zugelaſſene Ausnahme gilt ſowohl für Röſt⸗ 
ſchuppen, in denen die Erze in im Freien liegenden Haufen (Röſtſtadeln) abgeröſtet werden, 
als auch für ſolche Schuppen, in denen die Erzröſtung zum Zwecke der Schwefelſäure⸗ 
gewinnung in Röſtöfen erfolgt. 

Im 8 2 Abſ. 1 iſt, wie in der Zinkhüttenverordnung, eine Beſtimmung vorgeſehen, nach 
welcher für Vorhaltung einwandfreien Trinkwaſſers in den Hüttenräumen Sorge zu tragen iſt. 

5 3 enthält Vorſchriften, wie fie in ſinngemäßer Anderung gemäß $ 3 der oben be⸗ 
zeichneten Bekanntmachung für die Zinkhütten ſchon gelten. Für das nach dem Huntington⸗ 
Heberlein⸗Verfahren in kleinen Konvertern abgeröſtete Erz iſt die im Schlußſatze des 
Ab. 1 vorgeſehene Ausnahme um deswillen zugekaſſen, weil das in den Kouvertern zu zähen 
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Blöcken zuſammengeſinterte Röſtgut weder in Desintegratoren noch in anderen geſchloſſenen 
Apparaten, ſondern nur mit Hilfe von Keil und Hammer zerkleinert werden kann. 

$ 4 ſchreibt, um einer Staubbildung beim Miſchen und Eintragen der Beſchickung in 
die Schachtöfen vorzubeugen, ein Befeuchten des vorwiegend giftige oxydiſche Bleiverbin⸗ 
dungen enthaltenden Materials vor. Auch hier wird für das in Konvertern abgeröſtete 
Erz eine Ausnahme zugelaſſen, weil es aus techniſchen Gründen wegen feines Gehaltes an 
Kalk nicht angefeuchtet werden darf. Der Kalk würde ſich beim Anfeuchten ablöſchen, die 
geſinterte Maſſe zu Staub zerſpreugen und für das Schmelzen im Schachtofen unge⸗ 
eignet machen. 

95 ſchreibt Vorkehrungen zwecks unſchädlicher Abführung der giftigen Gaſe und 
Dämpfe und des ſchädlichen Staubs vor, welche aus den Flammenöfen, den Konvertern, 
den Schachtöfen, den Schlackentiegeln, Schlackenwagen oder Schlackentriften, aus den in 
die Arbeitsräume entleerten glühenden Rückſtänden und aus den Raffinierkeſſeln entweichen. 
Solche Vorkehrungen ſind an ſich ſelbſtverſtändlich, auf älteren Hütten aber bisher entweder 
gar nicht oder nur unvollkommen ausgeführt. Dieſe Vorſchrift weiſt inſofern eine Ab⸗ 
weichung gegen die entſprechende Vorſchrift des § 6 der Zinkhüttenverordnung auf, als 
Staub, Gaſe und Dämpfe „unschädlich abgeführt“, aber nicht „zum Hüttenraume hinaus⸗ 
geführt“ werden ſollen. Die Anderung war um deswillen erforderlich, weil auf den Blei⸗ 
hütten dieſe Stoffe nicht in die Atmoſphäre, ſondern zwecks Wiedergewinnung des Staubes 
und zur Kondenſation der Dämpfe in die Flugſtaubkanäle eingeführt werden müſſen. 

Die Notwendigkeit der Vorſchrift im Ab}. 2 ergibt ſich aus dem Umſtande, daß die 
zum Auffangen des aus den Ofen entweichenden Flugſtaubs dienenden Kammern und 
Kanäle von den heißen Ofengaſen ſtark erwärmt und von dieſen zum Teil giftigen Gaſen 
(Kohlenoxyd, Kohlenſäure, ſchweflige Säure) erfüllt werden. 

Auf einigen Bleihütten werden gewiſſe Bleifarben als Nebenprodukte gewonnen. Für 
dieſe Bleifarbenfabriken gelten die Vorſchriften der Bekanntmachung vom 26. Mai 1903, 
betreffend die Einrichtung und den Betrieb der Anlagen zur Herſtellung von Bleifarben 
und anderen Bleiprodukten (Reichs⸗Geſetzbl. S. 225), gemäß § 1 Abſ. 2 a. a. O. nicht. 
Da in dieſen Nebenbetrieben die Geſundheitsgefahren aber die gleichen ſind, wie in den 
der Bekanntmachung vom 26. Mai 1903 unterſtehenden beſonderen Anlagen, ſo ſind die 
für ſie paſſenden Vorſchriften jener Bekanntmachung in die vorliegende Bekanntmachung 
vom 16. Juni 1905 — 88 6 und 7 — aufgenommen worden. 

Mit der Mehrzahl der Bleihütten find Anlagen zur Deſtillation des bei der Ent— 
filberung gewonnenen Zinkſchaums verbunden, die meiſt nur vorübergehend im Betriebe 
ſind. Für fie find die Vorſchriften der §§ 18 und 6 bis 8 der Bekanntmachung vom 
6. Februar 1900 in die §§ 8 bis 10 der Bekanntmachung vom 16. v. M. übernommen 
worden. Mit Rückſicht auf die Eigenart dieſer Anlagen, in denen nicht Zinkerze verhüttet, 
ſondern nur Zinklegierungen aus kurzen Muffeln abdeſtilliert werden, konnte jedoch der lichte 
Raum vor den Beſchickungsöffnungen der Ofen auf nur 3 m ſtatt 6 m bemeſſen werden. 

Es iſt anzunehmen, daß ſich die Geſundheitsgefahren auf den Bleihütten infolge der 
erlaſſenen Vorſehriften weſentlich vermindern werden. Da fie ſich jedoch an gewiſſen 
Arbeitsſtellen durch Schutzvorkehrungen überhaupt nicht und im übrigen auch nicht voll- 
ſtändig beſeitigen laſſen, ſo erſchien es trotzdem geboten, Frauen und jugendlichen Perſonen 
angeſichts ihrer erhöhten Schutzbedürftigkeit den Aufenthalt in den im § 1 bezeichneten 
Räumen ſowie das Transportieren von Flugſtaub ganz zu verbieten (§ 11). Insbeſondere 
kann auch die Beſchäftigung jugendlicher Arbeiter mit der Zerkleinerung von Bleiſtein und 
Kupferſtem in den Hüttenräumen nicht zugelaffen werden, weil in dieſen Räumen durch 
Rauch, Staub und Gaſe die Geſundheit der Arbeiter in hohem Maße gefährdet wird. Es 
gibt noch keine Einrichtungen und Vorkehrungen, welche die unſchädliche Abführung des 
Staubs, der Gaſe und der Bleidämpfe, die den Ofen entweichen, unter allen Umſtänden 
gewährleiſten. Dies iſt durch chemiſche Unterſuchungen, die in einer neuen, nach ſachver⸗ 
ſtändigem Urteile techniſch und hygieniſch vorzüglich eingerichteten Hüttenanlage vorge— 
nommen wurden, noch neuerdings beſtätigt worden. 

Außerdem iſt für erwachſene männliche Arbeiter die Dauer der täglichen Beſchäftigung 
mit gewiſſen Arbeiten beſchränkt worden. Dieſe Beſchräukung iſt im § 13 der Bekannt⸗ 
machung nach Maßgabe der mit den einzelnen Arbeiten verbundenen Geſundheitsgefahr 
verſchieden bemeſſen worden. Die Arbeitszeit ſoll gemäß $ 13 Abſ. 3 für Arbeiter, die in 
den im 8 1 näher bezeichneten Räumen arbeiten, im allgemeinen nicht länger als zehn 
Stunden täglich und nach Abſ. 1 für die mit der Bedienung der Schachtöfen betrauten 
Schmelzer nicht länger als acht Stunden täglich dauern. Die achtſtündige Arbeitszeit iſt 
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auch für diejenigen Arbeiter vorgeſehen, welche Reparaturarbeiten im Innern kaltgeſtellter 
Ofen vornehmen oder Flugſtaub aus den Flugſtaubkammern und Flugſtaubkanälen aus⸗ 
räumen, ſofern dieſer naß iſt. Für ſolche Arbeiter aber, welche trockenen Flugſtaub aus⸗ 
räumen, ſollen die Arbeit im Innern dieſer Kammern und Kanäle gemäß $ 13 Ab}. 2 
täglich höchſtens vier Stunden, und die ſich anſchließenden Transportarbeiten im Freien 
nicht länger als weitere vier Stunden täglich währen. 

Einzelne Arbeiten in den Bleihütten — wie der Betrieb der Flammen⸗ und der 
Schachtöfen, die Entſilberung des Werkbleies mittels Zink, die Entzinkung des entſilberten 
Pleies und die Zinkſchaumdeſtillation — werden in Tag⸗ und Nachtſchichten ſowie auch an 
Som: und Feſttagen ununterbrochen fortgeführt. Bei dieſen Arbeiten müſſen die Arbeiter 
zur Herbeiführung des wöchentlichen Schichtwechſels in jeder zweiten Woche eine Doppel⸗ 
ſchicht machen. Da gegen die aushilfsweiſe Heranziehung von Arbeitern, die mit den 
Arbeiten nicht vertraut ſind, ernſte Bedenken vorliegen, jo iſt die im § 13 Abſ. 4 vorge- 
ſehene Ausnahme zugelaſſen worden. 

Die 88 14 bis 22 der Bekanntmachung treffen Maßnahmen allgemein hygieniſcher 
Art, wie ſie auch für einzelne andere Gewerbearten gelten. 

Die Vorſchrift des § 18, welche eine monatlich einmalige ärztliche Unterſuchung der 
Bleihüttenarbeiter vorſieht, ſteht mit derjenigen im § 14 der Bekanntmachung vom 6. Fe⸗ 
bruar 1900 (Zinkhüttenverordnung) in Übereinſtimmung. 

Die Beſtimmungen der $$ 19 bis 21 entſprechen den Vorſchriften, welche zum Schutze 
der Arbeiter anderer Gewerbearten, z. B. der in den Zinkhütten und in den Anlagen zur 
Herſtellung von Bleifarben und anderen Bleiprodukten beſchäftigten Arbeiter gelten. Gemäß 
& 20 Abſ. 1 Ziffer 4 ift abweichend von den Beſtimmungen der Bekanntmachung vom 
26. Mai 1903 nur das Rauchen von Zigarren und Zigaretten verboten, das Rauchen von 
Pfeifen aber geſtattet worden. Dies iſt mit Rückſicht darauf geſchehen, daß das Rauchen 
von Pfeifen verhältnismäßig wenig Gefahr mit ſich bringt, ein gänzliches Verbot des 
Rauchens aber von den Arbeitern leicht übertreten wird, und ſeine Durchführung in den 
räumlich ſehr ausgedehnten und unüberſichtlichen Hüttenanlagen viel ſchwerer überwacht 
werden kann, als in den leichter zu überſehenden Arbeitsräumen anderer Anlagen. 

Im § 23 Abſ. 2 der Bekanntmachung iſt auf Grund der bei der Durchführung der 
Zinkhütten verordnung gemachten Erfahrungen für die höheren Verwaltungsbehörden die 
Befugnis vorgeſehen worden, zur Ausführung der notwendigen baulichen Veränderungen 
eine angemeſſene Friſt im Höchſtmaße von 2 Jahren geſtatten zu können. 

Ich erſuche Sie, die Gewerbeaufſichtsbeamten zu veranlaſſen, daß ſie die beteiligten 
Gewerbetreibenden tunlichſt bald auf dieſe Beſtimmungen hinweiſen und ſie mündlich davon 
verftändigen, welche Anderungen in der Einrichtung und dem Betriebe ihrer Anlagen durch 
die erlaſſenen Beſtimmungen erforderlich werden. 

Außerdem erſuche ich Sie, bei der Bewilligung der im 8 23 Abſ. 2 vorgeſehenen 
Friſten für die Vornahme baulicher Veränderungen mit beſonderer Vorſicht zu verfahren 
und in keinem Fall über die Grenzen des nachgewieſenen Bedürfniſſes hinauszugehen. 
In der Regel wird demgemäß auf den etwaigen Antrag eines Betriebsunternehmers zu⸗ 
nächſt nur eine kürzere Friſt zu bewilligen und deren ſpätere Verlängerung davon ab⸗ 
hängig zu machen ſein, daß die Zwiſchenzeit zur tatkräftigen Förderung der Umbauten 
nach Möglichkeit ausgenutzt iſt. 

III 3057. Möller. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten, hier. 


5. Arbeiterverſicherung. 
a) Krankenverſicherung. 
Betr. ortsübliche Tagelöhne (§ 8 K. V. G.). 

Die Nr. 26 des Zentralblatts für das Deutſche Reich vom 30. Juni 1905 enthält 
auf S. 162 ff. einen im Kaiſerlichen Statiſtiſchen Amte zuſammengeſtellten Veränderungs- 
Nachweis der ortsüblichen Tagelöhne gewöhnlicher Tagearbeiter, feſtgeſtellt 
auf Grund des § 8 des Geſetzes, betreffend die Krankenverſicherung der Arbeiter. 
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Den nachſtehend benannten Krankenkaſſen iſt die Beſcheinigung erteilt worden, daß 
ſie, vorbehaltlich der Höhe des Krankengelds, den Anforderungen des § 75 des Krankeu⸗ 
verſicherungsgeſetzes genügen: 

Kranken⸗Unterſtützungs⸗Verein zu Falkenſtein (E. H.), 

Pritzwalker Zimmergeſellen-Krankenkaſſe (E. H.), 

„Kranken- und Sterbekaſſe der Rechtsanwalts-Bureaugehilfen in Düſſeldorf (E. H.), 
. Hilfskrankenkaſſe (E. H.) in Wehrheim, 

Kranken- und Sterbekaſſe zu Rambach (E. H.), 

Kranken- und Begräbniskaſſe für Aylographen in Berlin und Umgegend (E. H.), 
Kranken- und Sterbe-Kaſſe für Bäcker⸗Geſellen und Lehrlinge (E. H.) in Barmen, 
Krankenkaſſe zur Brüderlichkeit (E. H.) in Schwanheim a. M., 
Central⸗Kranken⸗ und Sterbekaſſe „Colonia“ (E. H.) in Cöln, 

10. Kranken- und Unterſtützungskaſſe in Cochem, 

11. Krankenunterſtützungskaſſe der Zimmerer der Stadt Kiel (E. H.). 


Berlin W. 66, den 14. Juli 1905. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 
Vergl. III 5122 u. Neumann. 
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b) Uuẽfallverſicherung. 


Betr. Niederſchrift der Unfall Unterſuchungsverhandlungen. 
Berlin, den 6. Jult 1905. 

Zur Vereinfachung des Schreibwerks werden die Ortspolizeibehörden hierdurch an⸗ 
gewieſen, die Urſchrift der Unfall-Unterſuchungsverhandlungen (G. U. V. G. § 66, L. U. V. G. 
§ 73, B. U. V. G. § 37) an die Vorſtände der beteiligten Berufsgenoſſenſchaften oder die 
beteiligten Sektionsvorſtände oder die Ausführungsbehörden zu überſenden. Die Berufs⸗ 
genoſſenſchaften haben ſich verpflichtet und die in Frage kommenden Ausführungsbehörden 
ſind angewieſen, die Unterſuchungsverhandlungen ordnungsmäßig aufzubewahren und den 
Ortspolizeibehörden auf Erfordern zum Gebrauche herauszugeben. 

Die See⸗Berufsgenoſſenſchaft bleibt von dieſer Regelung ausgeſchloſſen. Bei dieſer 
Gelegenheit wollen Sie die Ortspolizeibehörden an eine ſorgfältige Vornahme der Unfall⸗ 
unterſuchung und an eine leſerliche Niederſchrift erinnern. 


Der Miniſter Der Miniſter Der Miniſter des Innern. 
für Landwirtſchaft, Domänen für Handel und Gewerbe. In Vertretung 
und Forſten. Im Auftrage. v. Biſchoffshauſen. 
Im Auftrage. Neumann. 
Weſener. 


SR: III 4123, I 5632 M. f. H. — IA b 4329 M. f. L. — Ic 509 M. d. H. 
An die Herren Regierungspräſidenten. 


V. Gewerbliche Unterrichts angelegenheiten. 


1. Allgemeine Angelegenheiten. 


Betr. Überſichten über Meiſterkurſe. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 28. Juni 1905. 

Um einen Überblick über die weitere Entwickelung der Meiſterkurs⸗Einrichtungen zu 
gewinnen, erſuche ich Sie, unter Benutzung des durch meinen Erlaß vom 4. Juli 1903 
(Bl. S. 267) mitgeteilten Formulares Ermittelungen über die im Kalenderjahre 1904 und 
im Kalenderjahre 1905 bis zum 1. April 1905 abgehaltenen Meiſterkurſe anzuſtellen und mir 
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eine den Regierungsbezirk umfaſſende Geſamtüberſicht und zwar getrennt nach den infolge 
meines Erlaſſes vom 27. Oktober 1904 lla 8777 eingerichteten und den ſonſtigen Meiſter⸗ 
kurſen (vgl. auch meinen Erlaß vom 11. Auguſt 1903, MB. S. 290) beſtimmt bis zum 
1. Auguſt d. J. einzureichen. 

Im Auftrage. 
IV 5695. Dönhoff. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


2. Fachſchulen. 
Betr. nebenamtlich beſchäftigte Hilfslehrer au Fachſchulen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 23. Juni 1905. 

Gegen die Übertragung des wöchentlich zweiſtündigen Unterrichtes im Deutſchen in 
der dritten Klaſſe der Fachſchule für Metallinduſtrie zu Iſerlohn an den Volksſchullehrer N. 
an Stelle des Lehrers G. gegen eine Vergütung von 2 l 50 , für die Stunde iſt 
meinerſeits nichts zu erinnern. 

Die Annahme und Erſetzung der nebenamtlich beſchäftigten Hilfslehrer kann künftig 
innerhalb der durch den Schuletat und den Stundenverteilungsplan gezogenen Grenzen 
ohne Einholung meiner beſonderen Genehmigung erfolgen und lediglich den Schuldirektoren 
überlaſſen werden. 

' Im Auftrage. 

IV. 4615. Dönhoff. 
An den Herrn Regierungspräſidenten in N. 


Betr. Baugewerkſchule in Bingen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 5. Juli 1905. 

Den Abſolveuten der heſſiſchen Baugewerkſchule in Bingen (nicht zu verwechſeln mit 
dem Rheiniſchen Technikum daſelbſt) ſind die Berechtigungen für die Anſtellung im preußiſchen 
Staatsdienſte zuerkannt worden, die durch die Ablegung der Prüfung an einer preußiſchen 
Baugewerkſchule erworben werden. Mithin werden in Zukunft auch Schüler der Baugewerk⸗ 
ſchule in Bingen, die in eine preußiſche Baugewerkſchule aufgenommen werden wollen, in 
die Klaſſe zu ſetzen ſein, in welche ſie in Bingen verſetzt waren. 

Ferner beſtimme ich, daß die von der Baugewerkſchule in Bingen ausgewieſenen Schüler 
künftig in preußiſche Schulen ohne meine beſondere Genehmigung nicht aufgenommen werden 
und daß die Namen derjenigen Schüler, die aus einer preußiſchen Baugewerkſchule aus⸗ 
gewieſen werden, künftig auch der Direktion der Baugewerkſchule in Bingen mitgeteilt werden. 

Ich erſuche Sie, den Direktor der Baugewerkſchule Ihres Bezirks hiernach mit Weiſung 
zu verſehen. 

Im Auftrage. 
IV 5697. Neuhaus. 


An die beteiligten Herren Regierungspräſidenten. 


VI. Nichtamtliches. 


1. Entſcheidungen der Gerichte. 


Vergehen gegen § 147 Abſ. 1 Ziff. 2 der GewO. find Dauerdelikte. 
Urteil des Strafſenats des Oberlandesgerichts in Cöln vom 8. April 1905. 
Auf die Reviſion der Staatsanwaltſchaft wird das Urteil des Königlichen Land- 
gerichts in N. nebſt den ihm zugrunde liegenden Feſtſtellungen aufgehoben. Die Sache wird 
zur anderweiten Verhandlung und Entſcheidung, auch über die Koſten der Reviftonsinftanz, 
an das vorbezeichnete Gericht zurückverwieſen. 
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Gründe: 
Der Angeklagte iſt vom Schöffengericht von der ihm zur Laſt gelegten Beſchuldigung: 
„Zu V. in nicht rechtsverjährter Zeit ohne polizeiliche Genehmigung eine weſent⸗ 
liche Veränderung einer genehmigten Schmelzofenanlage vorgenommen zu haben,“ 
(Vergehen gegen §§ 147°, 16, 25 GewO.) freigeſprochen worden. 

Die Strafkammer hat die von der Staatsanwaltſchaft gegen das Urteil des Schöffen⸗ 
gerichts eingelegte Berufung verworfen. Sie läßt dahingeſtellt, ob eine weſentliche Ver⸗ 
änderung im Sinne der gedachten Geſetzesbeſtimmung vorliege, und gelangt ſchon aus dem 
Geſichtspunkte der Verjährung zur Freiſprechung des Angeklagten, davon ausgehend, daß 
das Vergehen gegen § 1472 a. a. O. mit dem Zeitpunkt, an welchem das ſtrafbare Tun 
begangen werde, auch beendet ſei, nämlich mit dem Abſchluſſe der Errichtung der Anlage 
oder der Fertigſtellung der Veränderung der Betriebsſtätte. Die Nevifion der Staats⸗ 
anwaltſchaft bekämpft dieſe Auffaſſung. Sie rügt Verletzung des § 147 Ziff. 2 a. a. O. 
und führt aus, die dem Angeklagten zur Laſt fallende ſtrafbare Handlung ſtelle ein Dauer⸗ 
delikt dar. Ob ein ſolches im gegebenen Falle vorliege, laſſe ſich nur auf Grund des 
ſpeziellen Verbrechenstatbeſtandes in Verbindung mit der Norm, welche durch die Straf⸗ 
androhung geſchützt werden ſolle, feſtſtellen. In dieſem Sinne hätte die Strafkannner die 
Tendenz der Strafbeſtimmung in $ 1472 a. a. O. erforſchen müſſen, fie würde dann zu 
der Erkenntnis gekommen ſein, daß der Geſetzgeber ebenſo, wie die Errichtung, ſo auch den 
Betrieb der nicht konzeſſtonierten Anlage verhindern und mit Strafe bedrohen wolle, weil eben 
durch den Betrieb die Nachteile entſtänden, welche die Genehmigungspflicht begründeten. 

Dieſer Auffaſſung ſchließt ſich auch das Reviſionsgericht an. | 

Nach § 145 Gewd. verjähren die in dieſem Geſetze mit Strafe bedrohten Handlungen, 
abgeſehen von den in $$ 146 und 153 verzeichneten Vergehen, in drei Monaten vom Tage 
der Begehung an gerechnet. Es fragt ſich demnach, wann im vorliegenden Falle dieſer 
Zeitpunkt eingetreten iſt. Dabei iſt davon auszugehen, daß das Vergehen beſtand: 

1. in einer Unterlaſſung, inſofern der Angeklagte die zu der Veränderung erforder: 
liche Genehmigung nicht eingeholt hat, und 

2. in einer poſitiven Handlung, inſofern er die Veränderung ohne Genehmigung 
ausgeführt und ſich dennächſt in dem durch die Veränderung geſchaffenen rechts- 
widrigen Zuſtande behauptet hat. 

Soweit die Unterlaſſung in Frage kommt, beginnt nun die Verjährung erſt mit dem 
Tage, an dem die Unterlaſſung aufgehört hat, mag die Genehmigung nun nachträglich vor— 
genommen oder aus irgend einem Grunde nicht mehr nötig geworden ſein. Soweit man 
die poſitive Handlung des fraglichen Vorgehens in Betracht zieht, iſt ein ſogenanntes 
fortdauerndes Vergehen begründet; die Verjährung kann erſt dann beginnen, wenn der 
Täter nicht mehr in ſeinem rechtswidrigen Tun verharrt, alſo erſt an dem Tage, an welchem 
dieſes Tun und der dadurch geſchaffene rechtswidrige Zuſtand aufhört. Der Ausführung 
des Vorderrichters, das Weſentliche des Tatbeſtandes des § 147? a. a. O. beſtehe in der 
orduungswidrigen Errichtung und Vornahme der Veränderung, nicht in dem dem Rechte 
widerſtreitenden Zuſtande, die Verjährung beginne alſo mit dem Zeitpunkte, an welchem 
das ſtrafbare Tun beendigt ſei, nämlich mit dem vollſtäudigen Abſchluſſe der Errichtung 
der Anlage bezw. der Veränderung derſelben, kaun nicht beigetreten werden. Dieſe Auf- 
faſſung iſt mit dem ganzen Zwecke der Strafbeſtiunnung in 8 1472 a. a. O. unvereinbar. 
Der Geſetzgeber will nach dem Wortlaut und Sinne der dieſer Strafbeſtimmung zugrunde 
liegenden Vorſchrift in § 16 a. a. O. die Beſitzer oder Bewohner der gewiſſen Anlagen 
benachbarten Grundſtücke und das Publikum überhaupt gegen erhebliche Gefahren, Nachteile 
und Beläſtigungen ſchützen, welche durch die örtliche Lage oder die Beſchaffenheit der 
Betriebsſtätte dieſer Anlagen entſtehen. Wenn er nun die Erreichung dieſes Zwecks für jo 
wichtig hält, daß er ſchon die ohne Genehmigung erfolgte Errichtung oder Veränderung 
einer ſolchen Anlage für ſtrafbar erklärt, fo muß er umſomehr die Beſtrafung derjenigen 
Handlung gewollt haben, die allein feine Nachteile, Gefahren und Beläſtigungen herbei⸗ 
geführt, nämlich des Betriebs der Anlage. Die Verjährung der Strafbeſtimmung kann 
alſo nicht mit dem Abſchluſſe der Errichtung oder Veränderung, ſondern erſt mit dem Auf⸗ 
hören des Betriebs beginnen. Die entgegengeſetzte, vom Vorderrichter vertretene Annahme 
würde zu dem mit dem Sinn und Zwecke des Geſetzes in Widerſpruch ſtehenden Ergebniſſe 
führen, daß jemand, der eine noch ſo beläſtigende Veränderung ſeiner Anlage vorgenommen 
hat, feinen veränderten Betrieb ungeſtört fortſetzen könnte, wenn es ihm nur gelänge, die 
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Veränderung nach Vornahme derſelben drei Monate zu verheimlichen (vergl. Olshauſen, 
§ 67 Nr. 15; Stenglein, Nebengeſetze 3. Aufl. S. 910 Nr. 18 und die dort angeführten 
Entſcheidungen). 

Folgt hiernach ſchon aus der Zweckbeſtimmung des § 147 2 a. a. O. die Unhaltbarkeit 
des Standpunkts des Vorderrichters, ſo erübrigt ſich ein Eingehen auf die zur Begründung 
dieſes Standpunktes angeführte Entſcheidung des Reichsgerichts — Bd. 37 S. 78 — welche 
lediglich die Übertretung einer rein baupolizeilichen Vorſchrift zum Gegenſtand hat. 

Die Reviſion der Staatsanwaltſchaft iſt ſomit begründet und muß nach § 393 Str. P. O. 
zur Aufhebung des angefochtenen Urteils nebſt den ihm zugrunde liegenden Feſtſtellungen 
führen. Gemäß § 394 Str. P. O. mußte die Sache, weil noch weitere tatſächliche Erörterungen 
erforderlich ſind, zur anderweiten Verhandlung und Entſcheidung auch über die Koſten der 
Reviſionsinſtanz an das Berufungsgericht zurückverwieſen werden. 


2. Bücherſchau. 
(Eine Veſprechung und amtliche Empfehlung der eingeſandten Bücher findet, ſofern es ſich nicht um amtliche 
Ausgaben oder im amtlichen Auftrage herausgegebene Werke handelt, nicht ſtatt.) 
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